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WIENER GEMEINLERAT
Sitzung vom11 .Dezember1929 .

VizebürgermeisterHosseröffnetum16UhrdieSitzung .DerWie¬
ner Gemeinderat setzt die Generaldebatte über den Voranschlag für 1930

fort .

GR. Ellend( . . )führt aus ,dass auch der vorliegendeVoranschlag
wieder mit einem hohen Def izit abschliesst .Stadtrat Breitner selbst ist

nicht davonüberzeugt ,dass dies der Wirklichkeit entspricht ,obwohldas
Ansehen der Stadt eine wahre Veranschlagung verlangt .WennBreitner eine
gute Wirtschaftspolitik betreiben würde ,könnte der Arbeitslosigkeit Ein - ¬
halt geboten werden .Um die Wirtschaftslage zu bessern ,muss ein gesundes

Systeminauguriert werden .Auchdie Baupolitik mussvonGrundaufgeän¬
dert werden .Die notwendigenGelder für die Wohnbautätigkeit dürfennicht
aus den laufenden Steuern genommen werden ,sondern die dazu notwendigen

Mittel müssendurch eine Anleihe bereitgestellt werden .Die Gemeindedarf
sich nicht auf Kosten der Steuerträger bereichern ,denGewerbetreibenden

darf ihr Betriebskapitalnicht weggesteuertwerden .In Wienwerdenjähr¬
lich 15 . 000Ehengeschlossen ,aber nur 6000Wohnungengebaut .DiesesManko
an Wohnungen kann nur durch die private Bautätigkeit wettgemacht werden .

Sie findet leider bei der Wiener Stadtverwaltung keine Förderung ,imGe¬

genteil Sie legen ihr alle Hindernisse in den Weg .DieWirtschaftslage
ist schon derart schlecht ,dass die Gewerbetreibenden nicht mehr in der

Lagesind ,denfürchterlichenSteuerdruckauszuhalten .Wirmüssendaher
ausgiebige Steuererleichterungen verlangen ,wenndie Wirtschaft nicht
völlig zusammenbrechensoll .Die sozialdemokratischen Gewerbetreibenden

selbst haben in der GeneralversammlungdesGewerbegenossenschaftsverbandes
die Ermässigung der Fürsorgeabgabe von vier Prozent auf ein Frozent ver¬

langt .Ihr Antrag wurde einstimmig angenommen .Es liegt nun an Ihnen ,der
Forderung Ihrer Leute zu entsprechen .Das Gewerbe muss aber noch weiter

unterstützt werden .Das kann . B .bei der Säuglingswäsche geschehen ,

wennSie Ihre Wahlwindelnnicht auch den reichen Leuten geben ,sondern
nur den armenundmittleren Schichtender Bevölkerung .Eindiesbezügliches
Ansuchenhat die Genossenschaftder Wäscheerzeugeram21 . November. J .
an den Bürgermeister schriftlich gerichtet .Das Ziel Ihrer Steuerpilitik
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alle Mittel in Bewegung setzen ,um Sie zu zwingen ,auf diesem Gebiet Ein¬

kehrzu halten .GR. Ellendwendetsich sodannscharf gegeneinenArtikel
der Arbeiterzeitung ,in welchem die Gewerbetreibenden als Sumper bezeich¬

net werden und bemerkt ,auf der einen Seite sage man das den Gewerbetrei¬

benden ,auf der anderen Seite suche man sie durch schöne Reden einzufan¬
und

gen .Den Gewerbetreibenden /Handeltreibenden ,denen Sie zu helfen verspre¬
81e

fast in jedem Gemeindehaus durch Fonsumvereine Konchen ,machen
kurrenz .Die Arbeiterführer sollten ihre Aufgabe darin sehen ,die Arbei¬
ter und Angestellten zu tüchtigen Menschen zu machen und sie fähig zuma¬
chen ,einmal auch tüchtige Unternehmer zu werden .Die Taktik ,die Sieaber
eingeschlagen haben ,führt zur Verelendung der Wirtschaft und macht es je¬

demunmöglich ,sich eine Existenzals Selbständigerzu gründen .Wirappel¬
lieren in letzter Stunde an die Mehrheit ,sich mit der Minderheit zusam¬

menzusetzen ,um ein Frogramm auszuarbeiten ,wie der " irtschaft geholfen
werden kann .( Lebhafter Beifall und Händeklatschen bei der . . )

GR . Haider ( . . )bestreitet ,dass die Gemeinde Wien sich zu

den demokratisch verwalteten Körperschaften zählen dürfe .DieMehrheit
sind zwar Demokraten in der Theorie ,in der Praxis aber die ärgsten Auto¬

kraten .Daszeigt . B.auchder Kontrollamtsberichtfür das Jahr1928,
in welchem Unregelmässigkeiten in der Verwaltung aufgedeckt werdenund
festgestellt wird ,dass Rechnungen und Kassavorschriften nicht beachtet ,
dass Rechnungen und Fakturen ohne Unterlagen ausbezahlt ,dass Steuergel¬

dernichtordnungsmässigverrechnetwordensind ,dassqualitätsmindere
Ausführungen bei Bauführungen vorgekommensind ,dass bei der Wihokofinan¬

zielle Unregelmässigkeiten aufscheinen ,. . w.Es ist höchste Zeit ,dass
die Verwaltung dieser Stadt der Kontrolle durch den Pund unterzogen wird .

GR .Haiderbeschäftigt sich sodannmit demVoranschlagundbezeichnetdas
veranschlagte Defizit von 16 Millionen als fiktiv .Dieses Defizit wird

sich ,wie die Pefizite in früheren Jahren wieder in einen rechtansehnli¬
chen Gebarungsüberschuss verwandeln .Dass wir recht haben ,wenn wir das

anaehmen ,zeigt . B.der Rechnungsabschlussvomahre 1928 ,auswelchem
sich ergibt ,dass sich nur bei vier Steuern ,der Fürsorge - ,der Lustbar¬

keits - ,der Fahrungs -und Genussmittel -und der Fremdenzimmerabgabeum

14Milionenmehreingenommenwurde ,als präliminiertwordenist .Eshan¬
delt sich hier umSteuern ,die nicht etwa nur den Arbeitgeber ,sondernal¬
le Schichten der Bevölkerung ,auch die Aermstenbelasen .DieserUmstand
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Gemeinderatssitzungvom11 .Dezember1929 .III .Blatt .
sollte die Mehrheitehdlichdazubringen ,diese Steuernfallen zulassen .
GR .Haiderbespricht sodanndie einzelnen Gruppendes Budgets .undbemerkt
zurGruppeFersonalangelegenheitendieHerrschaftderSozialdemokratenin
der Gemeindeverwaltunghabe den Angestellten nicht Freiheit ,sondern
Knechtschaft gebracht .Keine Partei hat ihre Herrschaft im Rathaus so

rücksichtslos ausgenützt wie die Mehrheit .DenamtsführendenStadtratPro¬
fessor Tandlerhabeich langeZeit ,sagt Redner ,für einenwirklichgerechten
sozialempfindenden und unparteiisch amtierenden Mann gehalten .Aber aus die¬

sem Paulus ist ein Saulus geworden .Ich glaube nicht mehr an seine soziale

Gerechtigkeit ,dennein Mann ,der in vielenhundertenFällenin absolutunbe-¬
gründeter Weise den Aermsten der Armendie kleinste Pfründe kürzt,kann kei - ¬
nen Anspruch auf soziales Empfinden erheben .

StadtratProf . Dr.Tandler: SeitJahresfristwurdekeinePfründege¬
kürzt!GR. Haider: Wenndies zutrifft ,dannfreuenwirunsüberunserenErfolg .
Aberwir wünschen ,dass St . R.Tandlersich mehrder Armstenannimmt ,VieleKla¬
gen kommenauchaus der Heil -undPfleganstalt Steinhof ,wodieVerköstiging
alles zu wünschenübrig lässt . Esgenügt nicht ,dass die Pfleglinge zumGe¬
burtstagdesBürgermeisterseinenSchweinsbratenbekommen.

GR. Untermüller( . . ): DaswarauchbeimGeburtstagdes Kaisers ,warum
also nicht auch beim Geburtstag des Bürgermeieters !

GR .Haider :AuchdieBeiträgederGemeindefür diePflegekindersindun¬
genügend .Sie betragen35 bis 15 Schilling monatlich ,Betragemit denennicht
einmal die Verköstigung dieser Kinder bestritten werden kann .Rednerverliest

nun einen Brief von Pflegeedternworin diese Pflegebeiträ¬
ge als ungenügend bezeichnet werden und vom Gemeinderat eine

Erhöhungverlangt wird .GR .Haiderverweistferner darauf ,dass dieStrassenbahr
passiv sei,dass aber ein grosser Teil des Abganges darauf zurückzuführen

ist ,dass Stadtrat Professor Dr .Tandlerin geschickter WeisedieStrassenbahn
für soziale Zwecke benützt . Sowerden jährlich nicht weniger als zwei Millio¬

nen Schilling für die ARbeitslosenfahrscheineder Strassenbahnangelastet .
Sie mussdie Arbeitslosenbefördern ,bekommtaber vonder Gemeindedafürkei¬

nen Groschen . Dasist unhaltbar .Die zwei Millionen hat dieGemeindeverwaltung
der Strassenbahnzu bezahlen .DieVerwaltungdes Wohnungswesensist vollständ :
parteimässig . Deramtsführende Stadtrat sieht ruhig zu,wie hunderte vonDelo¬

gierten keine Wohnungbekommenkönnen .Die Tätigkeit im Wohnungsamtist be - ¬
einflusst von parteipolitischer Willkürherrschaft .Manmuss sich auchdage¬
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Gemeinderatssitzungvom11. Dezember1929 IV .Blatt
gen wenden ,dass aus Steuergeldern in den städtischen Wohnbautensozialdemo¬
kratische Parteilokale erric htet werden .Viel zu sprechenwäreauchüberdie
Sanitätswidrigen Zustände auf den Märkten und über die städtischen Unternehmun¬
gen .Letztere wurden zu Brutstätten sozialdemokratischen Terrors .Sie nützen

rücksichtslos ihre Herrschaft für Parteizwecke aus .Ein Skandal sondergleichen
ist auch die Vergebung von Schullokalitäten für die sozialdemokratischen Ge¬

werkschaften zu rein parteimässigen Unternehmungen .Aus all diesen Gründenkön¬

nen wir nicht für den Voranschlag stimmen ( Lebhafter Beifall bei der Minderheit )
GR . Angermayer ( . . )polemisiert gegen die in der letzten Sitzung von

Bürgermeister Seitz gehaltene Rede .Die letzten zehn Jahre hat die Sozialdemok .
kratie die Wiener Bevölkerung durch Gewalt beherrscht .Am 15 .Juli 1927 hat
diese Gewaltpolitik ihren Höhepunkt erreicht .Es ist wahr ,dass die politische

Unruheeine wirtschaftlicheUnruheauslöst .Ihre zehnjährigeObstruktionim
Parlament war aber eine politische Unruhe und das Verhalten Ihrer Partei ist

die Ursacheder schwerenwirtschaftlichen Schäden . Wirglauben ,dass dieVerfas¬
sungsänderung sehr notwendig gewesen ist ,da die alte Verfassung den heutigen

Verhältnissen nicht mehr entsprochen und sie den politischen Leidenschaften
zu viel freien Lufgelassenhat .Wirwolleneine wirklichedemokratische

Republik ,nicht aber eine solche ,die von Ihrer Partei nur als Durchzugsstation
zumsozialistischenStaatangesehenwird .Ihr VerhaltenimParlamentwardie
Ursacheder Reformder Verfassung .BürgermeisterSeitz hat in seiner Redegemein
es mögenunmitdemdummenSpielderGewaltundderDrohungeneinEndegemacht
werden .Solange Sie das Spiel mit der Gewalt trieben ,war es kein dummesSpiel .
Jetzt aber,wo Sie die Erfahrung gemacht haben ,dass Ihrem losen Spiel Schranken

gesetzt sind,ist das Spiel mit Gewaltein dummesSpiel . WirhabenSiewiederholt
auf die Gefährlichkeit Ihres Spieles aufmerksamgemacht . Siehaben unsverhöhnt .
Wenn Sie nun auf einmal das Ende des Spieles haben wollen ,müssen Sie zuerst
ehrlich und wirklich abrüsten .Wir können aber an Ihren Abrüstungswillen
nicht glauben ,solange die Bevölkerung täglich Ihre Gewalt verspürt ,solange

sie jedem einzelnen das Recht der politischen Ueberzeugungabsprechen .Sie
haben Ihr Verhalten noch immernicht geändert ,nur dort ,woIhnenGewalt

entgegengestellt wurde ,wurden Sie zur Vernunft gebracht .Wir wollen keine
Friedensworte von Ihnen hören ,sondern Friedenstaten sehen .Nur dannwerden

wir uns mit Ihnenan einen Tischsetzen undmit Ihnenüber die ZukunftWiens
reden .Dieses Pudget lässt den wirtschaftlichen Frieden nicht zu .Esent¬
hält nichts von dem .was der Herr Bürgermeister als Voraussetzung für eine
richtige Steuerverwaltung hingestellt hat .Der Herr Bürgermeister hat zu¬

gestanden ,dass
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parteipolitisch eingestellt ist .Wir haben uns immerbemüht ,als sachliche

Oppositionaufzutreten ,undwirverwahrenunsaufdasentschiedensteda¬
gegen ,dass wir nach der Meinung des Herrn Bürgermeisters nur Opposition

betreiben ,weil wir ebeneine Oppositionsind .DerHerr Bürgermeisterhat
dieses Budget ein Lichtbild genannt .Das ist ein schwerer Irrtum ,denndie

veranschlagtenAusgabendindnicht nachdenGrundsätzenderSparsamkeit
eingestellt unddie Steuerpolitik richtet sich nicht nachderTragfähigkeit
der Wirtschaft .+ mJahre 1924habenSie sich nochmit Einnahmenvon218
MillionenSchilling begnügt ,für das Jahr 1930begehrenSie aber 190Mil- ¬
lionen Schilling .Ja ,hat denn die Wirtschaft seit 192l einen solchen

Aufschwunggenommen ,dass sie solches verträgt ?DasGe¬
genteil ist wahr !Bie Wirtschaft kommtaus ihren Krisen überhaupt nicht
heraus und tausende von Existenzen sind zugrunde gegangen .DieWirtschaft

hat heute kein Privatkapital mehr ,ja sie ist sogar gezwungen ,zumSteuer¬
zahlen Bankkredite aufzunehmen .Die Folge davon ist eine grauenhafte Ar¬
beitslosigkeit .Im Jahre 1921 haben Sie 287 Millionen Schilling Ausgaben

gehabt .Für das Jahr 1930 sind nicht weniger als 190 Millionen Schilling
vorausgesehen .Kannsich eine sozial eingestellte VerwaltungsolcheAus¬
gaben erlauben ?Verträgt dies die Wirtschaft ?Mit Ausnahmeder Ausgaben
für Reklame muss die Wirtschaft überall zu den weitgehendsten Einschrän¬
kungen schreiten .122 Millionen Schilling von den Ausgaben sind für die

Gemeindewertvermehrende .Währendalso die Wirtschaft verarmt ,vermehrt
die Gemeindein einem einzigen Jahr ihre Werte um122 Millionen Schil¬

ling .Das ist der systematische Kampf gegen die Privatwirtschaft ,die
durch Uebersteuerung zugrundegerichtet werden soll ,das ist die Erfül¬

lungeines Frogrammpunktesder sozialdemokratischenPartei .Miteiner
solchen Steuerpolitik kann sich niemand einverstanden erklären .Solange

die Wirtschaft so behandelt wird ,kann es keinen wirtschaftlichen Frie¬

den geben .Unerhört ist auch die Steigerung der Steuerlasten .Während im
Jahre 1913 auf den Kopf der Bevölkerung ,die damals zwei Millionen Ein¬

wohner zählte ,159 Schilling an Steuern entfielen ,entfielen imJahre
1926 auf den Kopf der Bevöäkerung ,die nur . 8 .Willionen Einwohner aus - ¬

macht ,272Schilling .DerEffekt Ihrer Steuerpolitik ist ,dass dieKassen
der Gemeinde immer voller ,die Kassen der Wirtschaft aber im gleichen

Mass immer leerer werden .Die Gemeinde bereichert sich und die Wirtschaft

muss die Zeche zahlen .Der Voranschlag ist für die Steuerzahler kein
Lichtbild ,sondern ein Bild des Grauens und wir sind überzagt ,dass der

HerrBürgermeistermit seiner Anschauungeinsamauf weiterFlursteht .
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Gemeinderatssitzungvom11 . Dezember1929 . VI. Blatt .
Der ungeheure Aufwandfür das Wohlfahrtswesen ist ein Gradmesserdafür ,

in was für Not und Elend wir uns befinden .Die 122 Millionen Schilling
Investitionen wäran ,wie der Bürgermeister es nannte ,wirklich ein Licht¬

blick ,wenn sie die Wirtschaft befruchten würden .Aber zuerst hat manim

Jahre 1929 der Wirtschaft über 400 Millionen durch Steuern weggenommen
und gibt ihr dann im Jahre 1930 122 Millionen in Form vonInvestitionen

wieder .Das ist gewiss nicht der richtige Weg erst eine Wirtschaft zum

Ausbluten zu bringen und ihr dann ein paar Tropfen Blut einzuspritzen ,

Der Redner fast seine Ausführungen dahin zusammen :die ganze Gesetzge¬
bung und Verwaltungspolitik des Wiener Rathauses war in den zehn Jahren

auf die Unterdrückung der nichtmarxistischen Bevölkerung eingestellt .
Die Verwaltung der Mehrheit fusst auf einer gwalttätigen Steuerpolitik ,

die es sich einzig und allein zur Aufgabe gemacht hat ,die Gemeindezu
bereichern ,ohne auf die Tragfähigkeit der Wirtschaft Rücksicht zuneh¬

men .Diese Steuerpolitik hat die Steuerwillkür zumSystem erhoben ,deren
se

wesentlichstes Merkmaldas freie Ermessenist .Die/Steuerpolitik ist eine
Steuerdiktatur ,weil es keineAbwehrgegendie Steuerbemessunggibt .
Dazu herrscht noch ein unwürdiges Spitzelsystem ,das den allgemeinen
Unwillen erregt .Die Steuereintreibung lässt an Brutalität undRücksichts¬

losigkeit nichts zu wünschenübrig .Da dieses Steuersystem die Wirtschaft

zugrunderichtet ,könnenwirdemVoranschlagnichtzustimmen.(Lebhafter
Beifall bei der . . )

GR . Binder ( . . )bemerkt ,der Voranschlag für 1930 zeige ,dass

auchweiterhin die Wirtschaftnicht entlastet werdensoll .rotzder
vorgenommenenSteuerermässigungen sollen im nächsten Jahre umsechs
Millionen mehr Steuern hereingebracht werden .Das freie Ermessenund
das Spitzelsystem wird sich auch im nächsten Jahre voll auslebenkön¬
nen .Beideszeigt sich amkrassestenbei der Nahrungs -undGenussmit¬
telabgabe ,dia eine der ungerechtestenSteuernist .Dawurde . B.ein
Gasthausin einemganzunbelebtenBezirksteilaufderLandstrassein
die Abgabe eingereiht und als ' ergleichsobjekte zwei Gastbetriebe ge¬

wählt ,die in einemsehr verkehrsreichenBezirksteil liegen .Dasist
dochnicht angängig .Betriebewerden ,kaumdass sie irgendetwasinvestiert
haben ,in die höhereSteuerklasseeingereiht .In solchenFällenmüsste
manden rteiebsinhabern eine kleine Atempauselassen .DieSteuer -¬
schraube wird so angezogen ,dass es die Wirtschaft nicht mehrertnägt .
Sie habenes sich daherselbst zuzuschreiben ,wennweitePreise
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derBevölkerungverlangen,dassderMann,derdaranschuldist ,vonsei¬
nem Platz wegkomme .Mit der Lustbarkeitsabgabe glauben Sie Ein - ¬
zelveranstaltungen besonders hart treffen zu müssen .Der Redner richtet an
Stadtrat Breitner das Ersuchen ,in der kommenden Faschingszeit die Ein¬
zelveranstaltungen mehr zu berücksichtigen und verlangt auch eine Reform

der Hauspersonalabgabe ,deren gegenwärtige Konstruktion ein steuerwirt¬

schaftlicher Unsinn ist .Welche Folgen diese Abgabe hat ,zeigt die Tat¬

sache ,dass es im Jahre 1929um925 Haushaltewenigergibt als imJahre
1926 ,die die Abgabe bezahlen .Die Arbeitslosigkeit in Wien ist nicht ,
wie Stadtrat Breitner meinte ,durch die politischen Verhältnisse ,sondern

durch den Steuerdruck vermehrt worden .Die 12 . 462Gesuche und Stundungen

und Ratenbewilligungen und die über 5500 Ansuchen um Nachsicht desVerzö¬
gerungszuschlags sind Zeichen dieses Steuerdrucks .Strafgelder werdenrück¬
sichtslos vorgeschrieben .Ein kleiner Verkaufsstand auf einemMarktplatz
wurde . B .gemahnt ,dass er eine Plache über den Stand ziehen möge .Und

obwohl der Mann nach drei Tagen der Mahnung nachgekommen ist ,wurdeihm

nach der ersten Mahnung schon ein Strafgeld von 50 S vorgeschrieben .Die

ungeheurenSummen,die an Strafgelderneingebrachtwerden ,zeigen ,dassman
gar keine Rücksicht auf die Wirtschaft und auf den Pinzelnen nimmt .GR.

Binder beklagt sich sodann über Terror ,der auf die Fleischhauergehilfen
in der Markthalle ausgeübt werde .Wer den Obmann der Fleischhauergehil¬

fen nicht untertan ist ,bekommt keine Arbeit und wenn man darauf kommt ,

dass ein Fleischhauergehilfe nicht Sozialdemokratist ,wird derUnter¬
nehmerveranlasst ,ihn zu entlassen .( Hört !Hört !bei der . . )Dasmuss

unbedingt abgestellt werden .Es wäre nur zu wünschen ,dass endlichø alle

Steuerschikanen und Terrorfälle aufhören mögen .( Lebhafter Beifall bei
der . . )

GR . Dr .Hengl ( . . )bemerkt ,das System Breitner züchte künst

lich in immerschrecklicheremMassedie Arbeitslosigkeit .DieLustbarkeits¬
abgabehat zumgrossen Teil die SchuldAnder Arbeitslosigkeit vonMusi¬
kern und an der Ertötung jedes Frohsinns in der Stadt .Ebensoist esmit
der Nahrungs -und Genussmittelabgabe ,die in der Inflationszeit als eine

Steuer für die Prasser und Schieber gedacht war ,die aber heute die Ver¬
dorfung Wiens zur Folge hat und die Budiken und Beisel in der Stadt ver¬
ewigen will .Diese Steuer ist eine zweite Warenumsatzsteuer ,sie ist eine

Doppelsteuer und sie verstösst gegen den staatsgrundgesetzlich verbürg¬
ten Zustand der Gleichheit aller vor demJegetz .Vielfach sindpartei¬
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politischeMotivedafürmass. gebend,obein Betriebein -oderausgereiht
wird und ob der Abgabensatz höher oder niedriger erstellt wird .Puxus¬
betriebe wollten Sie mit der Abgabe freffen ,in Wirklichkeit treffen Sie

aber damit das Mittagessen vieler armer Angestellter und Arbeiter .Die

Folge dieser Abgabe ist es ,dass Investitionen für die Ausgestaltung von

Betriebenvielfachunterlassen und dass zahlreiche Veranstaltungen
abgesagt werden .Im Sofiensaal sollen für die heurige Saison allein zwan¬

zig Unterhaltungen abgesagt worden sein .Es ist nicht zu verwundern ,wenn

auch die Gastgewerbeangestellten gegen dieses Steuersystem ankämpfen .Im
August1922hat StR . Breitnerim Landtagselbst erklärt ,dass er dieSteuern
sofort abbauen wird ,wenn die Feriode der Inflation vorbei ist .Sieben Jah¬
re sind nun verflosser seit Bundeskanzler Seipel die Währungstabilisiert

hat ,aber StR . Breitnerhat ganz ungenügendeErmässigungender Steuernvor¬
genommen .Auchdie kleinen Steuerermässigungen ,die am . Jännerwirksamwer¬

den sollen ,wurden noch an die Bedingung geknüpft ,dass der Gemeindedurch
eine Abgabenteilung keine Einnahmen entzogen werden dürfen .Zu unserer gros¬

sen Befriedigung hat die Bundesregierunggegen diese PestimmungEinspruch
erhoben und verlangt ,dass dieser Passus gestrichen werde .Was nun von der

Gemeinde vorbereitet wird ,ist aber die Unsicherheit in Fermanenz .Essoll

nur auf drei Monate diese Steuererleichterung gewährt werden ,worauf es dann

vom Ermessen der Landesregierung abhängt ,ob die kleinere Abgabe weiter Gel¬

tung haben soll .Insbesondere die Nahrungs -und Genussmittelabgabe gehört
zu den am meisten bekämpften Steuern .Sie ist der Schandfleck der Wiener

Gemeindeverwaltung .Sie bringt ein System ,das als gröbster Missbrauchder
Amtsgewalt bezeichnet werden muss .Es werden die intimsten Jesuchsdaten den

sozialdemokratischen Fachvereinen zur Kenntnis gebracht .Das Jesetz sagt
aber ,dass nur die Genossenschaften zu fragen sind .Sie benützen aber die
Abgabedazu ,umfür diese roten Vereine Zutreiberdienste zu leisten .Be¬
schwerden der Steuerträger bleiben liegen und werden nicht erledigt .Inzwi¬
schen aber geht die hohe Abgabe weiter und werden drakonische Strafen ver¬

hängt .Die Steuerkontrolle in den Pokalen hat viele Fehler .Einer solchen

Kontrolle darf mandann nicht drakonische Strafen zugrundelegen .Peider hat

auch die neue Verfassung auf demGebiet der Rekursinstanzen keineeinschnei¬
dendeAenderunggebracht .Auchdie neueAbgabenbeschwerdekommissionwird
eine Ihnen genehme" ehrheit haben .Wir vermissen auch einen Vertreter der
landwirtschaftlichenFauptkörperschaften .Ganzbesondersgeschädigtwirdder
ohnedies sehr notleidende Wiener Weinbau durch die Nahrungs -undGenussmit¬
telabgabe .Der Notstand der Weinhauer ist auch Ihnen nicht fremd .Sie haben
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einige meiner Dringlichkeitsanträge angenommen ,aber sie sind zur geschäfts
ordnungsmässigenMisshandlunggebracht worden .Die Abgabewirkt sichins¬
besondere bei den kleinen Weinhauernsehr unsozial aus .Der WienerWeinbau
ist als Weinbau der Grosstadt eine Spezialität .Er hat mit grossen Schwie¬

rigkeiten zu kämpfen ,weil er unter ganz besonders schwierigenBedingungen
arbeitet .Die Peschaffung des Düngers zu erschwinglichen Freisen wird im¬

mer mehr zu einem Froblem .Dazu kommtnoch die schwierigere Peschaffung

von Arbeitskräften und die Unmöglichkeitder Rationalisierung derBetrie - ¬
be .Derkalksreiche Bodenbringt eine geringere LebensdauerderWeinstöcke.
Gegenwärtigleiden die WienerWeinhauerauch unter einer Absatzkrise .Die
Wetterschäden haben fühlbare Verluste gebracht .Derniederösterreichische

Landtag hat bereits eine Weinhauerhilfe beschlossen .
- - . —— — - — - .— — —— — — —— — — .— — .— .— — — .- ,— — — - —- —
Obdachlose unter der Schwedenbrücke .Vor einigen Tagen wurde demMagistrat
gemeldet ,dass unter der Schwedenbrücke Obdachlose eine Bretterhütte auf - ¬
gestellt haben und darin nächtigen .Um zu überprüfen ,ob die Anzeige den

Tatsachen entspricht ,wurde gestern Nachmittag vom Magistrat eine bau¬
polizeiliche Kommission entsendet ,die feststellte ,dass tatsächlich zwei

obdachlose Fersonen ,ein Mann namens Worac ,ungefähr 35 Jahre alt und sei¬
ne Lebensgefährtin Juliane Petz in einer aus Kistenbrettern zusammengena¬
gelten Hütte wohnen .Da die beiden Obdachlosen sich weigerten ,das Obdach¬
losenheim aufzusuchen ,werden im Einverständnis mit anderen Stellen weitere
Verfügungen getroffen werden .Festgestellt muss aber werden ,dass die städ - ¬
tischen Obdachlosenheime absolut ausreichend sind ,dass kein Obdachloser
abgewiesen wurde und abgewiesen wird ,weshalb niemand genötigt ist ,in
unstatthafter und unzweckmässiger " eise im Freien zu nächtigen .Soweit
es sich um eine Angelegenheit des Wohnungsamtes handelt ,kann nicht be¬
stritten werden ,dass es unmöglich ist ,etwa solchen Fersonen sofort und
äusser der Reihe der übrigen dringlichen Wohnungswerber eine Gemeindewoh¬
nung zur Verfügung zu stellen .Die Vormerkungen ebenso dringlicher Fälle
müssen der Reihe nach erledigt werden ,da es eine schwere Peeinträchtigung
der anderen Wohnungsbedürftigen wäre wenn Obdachlose ,die auf eine so
Aufsehen erregende Weise ihre Obdachlosigkeit demonstrieren ,ausser der
Reihe Wohnungen zugewiesen erhielten .

—" —„—- . —.- ————- - . - — - - .- - — — — — — . — .— .- .- — .
GR . Dr .Hengl ( . . ) :Die Weinhauer kämpfen einen Verzweiflungskampf .Ihre

Betriebe leiden unter einer fürchterlichen Kapitalsaufzehrung undVer¬

schuldung .Dieser Zustand musszumvölligen Zusammenbruchführen .Die
Konsumkraftder Bevölkerungist schon soweit geschwunden ,dass diePe¬
triebe nicht mehr imstande sind ,die Nahrungs -undGenussmittelabgabe

zu überwälzen .Die Betriebe müssen daher eine Verbilligung der Regie an¬
streben .Wenn Stadtrat Breitner nicht der Steuersadist sein will ,als

derer vielfachbezeichnetwird ,musser dennotleidendenWeinhauernzu
Hilfe kommen .Der Redner stellt den Antrag die Nahrungs -undGenuss - ¬

mittelabge mit 31 . Wärz1930 aufzuheben .( Beifall bei derMinderheit ) .
In seinem Schlusswort führt StR .Preitner aus ,dass bei der

Kritik des Voranschlages mehr als sonst die allgemeine Folitik eine Rol¬

le gespielt hat ,dass in einem grossen Teil der Reden die Schwierigkei¬

ten ,die uns die Nachkriegszeit auferlegt hat ,mitgeklungen haben .
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Esist nuneinmalTatsache ,dassCesterreichvonallenanderenLändern
durchdenKriegamschwerstengetroffenwordenist unddasssichderAufbau
in unendlichschwierigerWeisevollzieht .Fürall daswirdnuneinPrügelkna¬
be gesucht ,der in der Gemeindeverwaltunggefundenwird . WennmandieReden
hört ,müsstemanmeinen ,dass Oesterreicheine sozialistischeBundesregierung
hat ,dassdieLändersozialistischverwaltetwerden,daes denanderenBundes¬
ländernauchnichtbesserergehtwieWien .Ueberunsist dieBundesregierung
mit ihren weitgreifenderen und besserwirkenden Massnahmen ,die derHandels¬
politik eine neue Richtung geben und die Volkswirtschaft beleben könnte .Es

zeigt sich aber ,dassauchdie BundesregierungenHemmungenhat . Wirsindein
ganzanderesWirtschaftsgebietgeworden ,unsereLagehat durchunglücklich
verlaufeneSpekulationennochvielerlei Verschärfungenerfahren . Wirhaben
auch nicht jenes bescheideneVentin ,dass darin besteht ,dass dieMenschen,
die imLandeihr Brot nicht finden können ,auswandernkönnen ,da dieSchutz¬
gesetze für die heimischenArbeiter überall streng gehandhabtwerden. Wir
haben nicht nur die grosse furchtbare Sorge der allgemeinen Arbeitslosig¬
keit,sondern insbesondere der der Jugend .Ob diese nun ihre Studien vollen - ¬

det oderihre Lehrjahrehinter sich hat ,sie findet keinUnterkommen.AlleBe¬
rufe warnenvor Zuzug,undda kannmansich wohlvorstellen ,dass sichall¬
mählich eine Stimmung der Verzweiflung einstellt .Das alles aber kannnicht

die Meinungunterstützen ,dass die Ursachendafür in diesemVoranschlagund
in unseremSteuersystem zusuchensind . St . . Breitnerbespricht nun dieFrage
desWohnbaues,wobeier daraufverweist ,dassauchtrotz dergünstigenBedin¬
gungen die Bundeswohnbauförderung nicht in Fluss kommt . Eskann bis heute

nicht von irgendeinem Wohnbaugrösseren Stils gesrrcchen werden ,der aufGrund
der Bundeswohnbauförderungaufgeführt wird .Es hat sich ebenherausgestellt ,
dass die Zinse einfech unerschwinglich hoch wären .Wenn wir unsere Wohnbau¬

tätigkeit aufgeben würden ,würde das Heer der Arbeitslosen um tausende von
Arbeitern vergrössert werden .Gegenwärtig beschäftigen wir 8500 Menschen un¬

mittelbar bei unseren Bauten und tausende von Arbeitern sind mittelbar be¬

schäftigt . Wenndiese alle arbeitslos gemachtwürden ,fallen sie für dieWirt¬
schaft auchals Konsumentenaus .Es wurdeauchvonder Möglichkeitgespro¬
chen ,der WirtschaftdadurchErleichterungenzu bringen ,dass mannichtaus
Steuern baut oder aber auf Grund einer Anleihe .Heute eine Anleihe auf¬

zunehmenI,ist eine rein thecretische Angelegenheit .Berlin soll jetzt einen
Zwischenkredit von 15 Millionen Dollar zu ' 2Prozent für seine Wohnbau¬
tätigkeit aufnehmen .Dazu schreibt eine Berliner Zeitung ,dass ,wenn die Anlei¬

he scheitert ,die gesamte öffentliche Bautätigkeit lahm gelegt werdenmüss¬
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te . DerWeg,denwir unter den heute gegebenen Zuständen gehen ,ist dereinzige

Weg,umdie ArbeitslosigkeitundWirtschaftsnotwirksambekämpfenzukönnen:
St. . Breitnerbeschäftigtsichsodannmitdeneinzelnenvonderinderheit
imLauffder DebatteerhobenenBeschwerden .Wasdie Nahrungs -undGenussmit¬
telabgabe anlangt ,so ist sie die einzige Steuer ,bei der es ein freies Er¬

messengibt . Dassist wohlkein Vörzugder Steuer ,aber sie konntenichtan¬
ders gebaut werdenwennmannicht zu einer allgemeinenalle Nahrungs -und
Genussmittelgeschäftetreffenden Steuer kommenwill .Wirbemühenuns,hieralle

möglichen Erleichterungen zu schaffen ,so wurden im Jahre 1929 um 127Betrie¬
be wenigereingereihtundum125Betriebemehrpauschaliertals imJahre
1928 . DieGenossenschaften wurden zur Mitarbeit herangezogen .Selbstverständ¬

lich müssendie PauschaliefungenvonZeit zu Zeit überprüftwerden ,weil
sonst die pauschalierten Betriebe gegenüber allen nicht pauschalierten be¬

vorzugt werden ,aber auch dabei wurdendie Genossenschaftenherangezogen
mit dem Erfolg,dass in einzelnen Branchen weit mehr Ermässigungen als

Erhöhungenstattgefunden haben . St . . Breitnerreflektiert in diesemZusammen¬
hanginsbesondereauch auf einen vonStiR . KunschakerwähntenFall undstellt
fest ,dass eine Ermässigung des Satzes von 6 auf 3 Prozent für denBetreffen¬
den schon zu einer Zeit vorgenommen wurden ,in welchemes den Fachverein der

sozialdemokratischen Gastwirte noch gar nicht gegeben hat ,dass also deshalb

von parteipolitischen Einflüssen nicht die Rede sein könne . St . R.
Breitner beschäftigt sich sodannmit den politischen AusführungendesSt . R.
Rummelhardt ,der gemeint habe ,vom Bürgerkrieg sei keine Rede gewesen ,son¬

dern nur von einem Oktroi der Verfassung .Man möge doch bedenkenwid eine
solche Auffassung ,dass ein Oktroi der Verfassung möglich sei aufLänder
wirkenmuss ,in denenes eine gefestigte/Demokratiegibt als bei uns .Wenn
man einem Amerikaner ,Engländer oder Schweizer erzählen wollte ,es sei

möglich ,dass eine Verfassung auch unter Nichtbeachtungder bestehendenGe¬
setze aufgezwungen werden könne ,so würde er das überhaupt nicht verstehen .

Ein Land ,in demdie Verfassung gegen die bestehenden
in - em

Gesetze geändert werden kann ,gilt als ein unruhiges Land ; dennein/solchen

Landkönnteja aucheinmaleineVerfassungaufgezwungenwerden ,beider “
man seine Schulden nicht bezahlt .Manstelle sich also vor ,wie solche Auf¬
fassungen im Auslande ,wo wir uns um eine Anleihe bemühen wirken müssen .Wenn

Gr .Zimmerl eine Parallele zwischen der Wirkung der Abhebungen und der Ab- ¬
schöpfung von Steuern gezogen hat ,so besteht hier ein wesentlicher Unter¬

schied .Dielo MillionenAbhebungenhabensich in fremdeWährungverwan¬
delt oder sind ins Auslandgegangen ,währenddie Steuern die wireinheben ,

sofortwiederin dieWirtschaftzurückgeflossensind .WasnundieKontrolle



Gemeinderatssitzung vom11 . Dezember1929 XII . Blatt
des OberstenRechnungshofesbetrifft so habenwir unsgegeneineKontrolle
derjenigen Betriebe dee der privaten Konkurrenz unterliegen ,nicht etwa deshalb

gewendet ,weil wir hier etwas zu scheuen hatten ,sondern weil bei diesen Be¬

trieben unter allen Umständendie Wahrungvon Geschäftsgeheimnissengesichert
werden muss .Wenneinmal der Oberste Rechnungshofauch die SchwechaterBrau¬
erei oder alle Versicherungsanstalten und alle Kreditinstitute kontrollieren

wird ,werdenwir nichts dagegen haben ,dass auch unserecBrauerei ,auchunsere
Versicherungsanstalt unddie Zentralsparkassevonihmkontrolliert wirdund
er wird Bmden ,dass in diesem Betrieben alles in bester Ordnung ist .Wirver¬
langen aber ,dass in der Wettbewerbsfähigkeit eine Gleichmässigkeit für alle
Betriebe ,die der privaten Konkurrenz unterliegen gegeben sei .GR . Zimmerl ist im

Irrtum ,wenner meint ,dass es den Vergnügungsbetrieben in Berlin weitbesser

gehe als bei uns . Richtig ist vielmehr ,dass auch dort eine sehr heftige Krise
besteht ,die sich auf die Vergnügungsbetriebe sehr stark auswirkt sonst würde

mannicht zu der Methodegreifen müssen ,dass der eine Betrieb für jedeFla¬
sche Sekt eine Theaterkarte und ein anderer für jedes fünfte Glas Biereine

Rassierklinge verspricht .So zu lesen in der Reichspost( LebhafteHeiterkktt
bei der Mehrheit ) .Unrichtig ist auch die Bemerkung des Gr .Zimmerl ,dass die

Volksoper unter der Steuerlast zusammengebrochen sei ,das kann schondeshalh

nicht der Fall sein ,weil die Volksoperuns die Steuer schuldig gebliebenist
( Heiterkeit bei der Mehrheit ) . Wasdie Steuerrückstände betrifft ,sobetragen
sie in der ganzen Zeit vom . Jänner1923 his zumJahr 1929 im ganzen 20Millio - ¬
nen Schilling wovonein Drittel auf die WertzuwachsabgabebeiZwangsverstei¬
gerungen entfällt ,Fälle in welchen die Steuereinhebung mit grossen Schwierig¬
keiten verbunden ist .Ed wäre uns nicht schwer ,diese Rückstände zu vermindern ,

wir
Wir tun es aber nicht ,weil/die Härten vermeiden wollen .Sodann teilt St . R.

Breitner mit ,dass die Erfolgstiffern der ersten zehn Monateds .J .denMit- ¬

gliedern des Stadtsenates unddes Finanzausschussesbekanntgegebenwordensei¬
en und dass diese Ziffern kein Geheimnis bilden .Die Redner der Minderheit haben

bestritten ,dass die politische Beunrühigung auf die Wirtschaft sonachteilig

gewirkt hat ,wie ich dies dargestellt habe .Manberuft sich hiebei vorallem
auf das grosse Lob ,das der HeimwehrbewegungimmerMatin gespendet wordenist .

Es war ein Journalist hier ,der wieder einmal in drei Tagen Oesterreich ken¬

nen gelernt hat . Wirkönnten Dutzendevon Blättern zitieren ,die andererMei¬
nung sind .Nur an einigen Stellen dieses Artikels soll gezeigt werden ,wie

unrichtig ,dessenBehauptungensind .DawirdzumB .behauptet ,dassdieFür¬
sorgaabgabe in Industrieunternehmungen zwischen 5 und Seinhalb Prozent schwankt .

Daranist keinWortwahr .Oderes wirdbehauptet ,dasseinerseitssieArbeiter
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herrlich untergebrachtsind ,währendMitgliederder Bürgerklasse ,dieWien
nur für einige Wochenverlassen ,ihrer Wohnungenfür verlustig erklärt werden
und dass sie dannbei ihrer Rückkehrdie Wohnungen .Familienbesetzt

wenn auehnmicht ausfinden ,die einer grossen Zahl von Köpfen ,so doch ausgesin¬
nungstüchtigenSozialdemokratenbestehen( LebhafteHeiterkeit bei derMehrheit ) ,
Am Schlusse des Artikels wird noch davon gesprochen ,man könnte einen Steuer¬

streik gegenüberder GemeindeWienins enieren ,vorausgesetzt ,dass dieWiener
Steuerzahler ihre Verpflichtungen gegenüber dem Bund erfüllen ( LebhafteHeiter¬

keit bei der Mehrheit ) . Wennes einmal zu einem Steuerstreik kommt ,dannwird
wahrscheinlichdiese Unterscheidungnicht gemachtwerden .GegenüberdenAusfüh¬
rungen der St . RtinMotzkozählt St . . Breitnerdie Massnahmenauf ,die
die GemeindeWienzur Belebungder Wirtschaft getroffen habe .Er erwähnthiebei
insbesondere den Ausbauder Wasserkräfte ,die Russlandhaftung ,dieGewerbekre¬
dite und die Massnahmenzur Hebung des Fremdenverkehrs .Unrichtig ist ,dass ich

jemalsdie Aeusserunggetanhätte ,die privatenUnternehmerdürfenkeineReser¬
ven ansammeln . Wennhier über die Beschwerdekommissionenabfällig gesprochen
wurde ,so mussmandoch fragen ,welcheAbgabebeschwerdekommissionenes beimBund
gibt . Wirkommenauch der Landwirtschaft sehr weit entgegen .DieGrundsteuer
ist bei uns bedeutend niedriger als in Niederösterreich und von der Bodenwert¬

abgabe ist der llandwirtschaftliche Besitz vollständig befreit .Ich kannauch
mitteilen ,dass die Gemeindeverwaltung eine Hilfsaktion für die Weihbauern

prüft und mit einer entsprechenden Vorlage vor den Gemeinderatkommenwird .
Redner ersucht den Antrag der . Rtin Dr .Motzko auf Einsetzung einer

Kommissionzur Prüfungder Verhältnisseauf demBruckhaufendergeschäftsörd¬
nungsmässigen Behandlungzuzuweisen und die Anträge der . . HenglundZimmerl
auf Abschaffung der Nahrungs -und Ge nussmittel - undder Wasserkraftabgabe ab¬

zulehnen .Die Gemeindekönne auf beide Abgabennicht verzichten .Ebensobitte
er den Antrag des . R. Rummelhardtauf Einsetzung einer Kommissi on zur Schul¬

leiterernennung abzulehnen .Mit demAppell an alle Mitglieder desGemeinderates ,
alles zu vermeiden ,was eine Wiederholung der so schweren Erschütterung des
Wirtschaftslebensherbeiführenkönnte ,wiesie glücklich überwundensei ,schlics
St .. Breitner seine Erwiderung unter lebhaftem Beifall derMehrheit .

Damitist die Generaldebatte und die Spezialdebatte über dieVerwal¬
tungsgruppe II beendet . DieAnträge Zimmerl und Dr .Hengl werden abgelchnt ,die
Anträge Dr .Motzkound Rummelhardtwerdenbei der Besprachungderbetreffonden
Verwaltungsgruppen verhandelt werden .

Schluss der Sitzung 22 Uhr .Fortsetzung morgen 16 Uhr .

ZumReferat kommtamtsführender Stadtrat Speiser .
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